
Stellungnahme(n) (Stand: 02.11.2022)

Sie betrachten: Jägerstraße / Festenbergstraße (08/005)
Verfahrensschritt: Beteiligung der Behörden gemäß § 4 (2) BauGB
Zeitraum: 24.10.2022 - 25.11.2022

Behörde: Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Köln
Frist: 25.11.2022 

Stellungnahme: Erstellt von: Sabine Lausberg-Krifft, am: 02.11.2022 , Aktenzeichen: -

Sehr geehrte Damen und Herren,

Ihr Schreiben ist am 24.10.2022 beim Eisenbahn-Bundesamt eingegangen und wird hier unter dem 
o. a. Geschäftszeichen bearbeitet. Ich danke Ihnen für meine Beteiligung als Träger öffentlicher
Belange. 

Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zuständige Planfeststellungsbehörde für die Betriebsanlagen und die
Bahnstromfernleitungen (Eisenbahninfrastruktur) der Eisenbahnen des Bundes. Es prüft als Träger
öffentlicher Belange, ob die zur Stellungnahme vorgelegten Planungen bzw. Vorhaben die Aufgaben
nach § 3 des Gesetzes über die Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes berühren.

Es ist sicherzustellen, dass die Flurstücke von Bahnbetriebszwecken freigestellt sind. Andernfalls
unterfällt das Flurstück dem eisenbahnrechtlichen Fachplanungsvorbehalt nach § 18 Abs. 1
Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG) sowie dem Fachplanungsvorrang nach § 38 Baugesetzbuch
(BauGB). Auskunft über die Zweckbestimmung der o.g. Fläche erteilt die DB Services Immobilien GmbH
in Köln. 

Hinsichtlich der Grenzbebauung sind u.a. die Vorschriften des § 6 BauO NRW zu beachten. 

Sofern dies nicht ohnehin veranlasst worden sein sollte, wird die Beteiligung der Infrastrukturbetreiberin
DB Netz AG als Trägerin öffentlicher Belange empfohlen. Denn das Eisenbahn-Bundesamt prüft nicht
die Vereinbarkeit Ihrer Planungen aus Sicht der Betreiber der Eisenbahnbetriebsanlagen. Abschließend
stelle ich fest, dass aktuelle zulassungsrechtliche und raumbedeutsame Planungen der Eisenbahnen
des Bundes im betroffenen Bereich, die über bereits festgestellte Planungen hinausgehen und mit Ihrer
Planung unmittelbar kollidieren könnten, hier nicht bekannt sind. Hierzu sollte sich ggf. ebenfalls auch
die DB Netz AG äußern.

Die folgenden Hinweise bitte ich zu berücksichtigen: 
• Ansprüche gegen Eisenbahninfrastrukturunternehmen, die sich durch Immissionen aus dem
Eisenbahnbetrieb auf planfestgestellten und baulich nicht geänderten Verkehrsanlagen begründen, sind
ausgeschlossen. Für einen ausreichenden Schutz vor Lärm und Erschütterungen aus dem
Eisenbahnbetrieb hat der Planungsträger, der ein Bauvorhaben in der Nachbarschaft von
Eisenbahnbetriebsanlagen durchzuführen beabsichtigt, selbst zu sorgen. 

• Bei Planungs- und Bauvorhaben in räumlicher Nähe zu Bahnbetriebsanlagen ist zum Schutz der
Baumaßnahme und zur Sicherung des Eisenbahnbetriebs das Einhalten von Sicherheitsabständen
zwingend vorgeschrieben. Ein gewolltes oder ungewolltes Hineingelangen in den Gefahrenbereich und
den Sicherheitsraum der Bahnanlagen ist gemäß § 62 EBO unzulässig und durch geeignete und
wirksame Maßnahmen grundsätzlich und dauerhaft auszuschließen.

• Die infrastrukturellen Belange sowie die spezifisch vorliegenden Sicherheitsabstände für Bauten nahe
der Bahn, Lagerung von Baumaterialien, den notwendigen Arbeitsraum für Instandsetzungsarbeiten der
Bahnanlagen, Abstand und Art von Neuanpflanzungen im Nachbarbereich, Beleuchtung, Entwässerung,
etc., sind von der Infrastrukturbetreiberin, bzw. von der DB Immobilien anzugeben.

Hausintern habe ich die Beteiligung an die Landeseisenbahnaufsicht für eine mögliche Stellungnahme
weitergeleitet, da eine Eisenbahn welche eine nicht bundeseigene Bahn ist, in räumlicher Nähe
befindlich ist.

Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrag

Lausberg-Krifft

Anhänge: -

Nachträge: -

manuelle Einträge: -
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